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Jugend und Parlament – Was ist das?

Zum Planspiel Jugend und Parlament werden einmal im Jahr auf Vorschlag der teilnehmenden Bundestagsabgeordneten 315 Jugendliche aus dem gesamten Bundesgebiet für vier Tage nach Berlin in den Deutschen Bundestag eingeladen. 
Das Planspiel dient dazu, den Weg der Gesetzgebung für Jugendliche und junge Erwachsene nachvollziehbar zu machen. Dazu übernehmen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Rollen fiktiver Abgeordneter. Mit neuem Namen, neuer Biographie und neuer politischer Gesinnung ausgestattet, bringen sie vier fiktive Vorlagen durch das Gesetzgebungsverfahren. Um den Jugendlichen das Hineinversetzen in ihre neuen Rollen zu erleichtern, erhalten sie Rollenprofile zugelost, die die zu spielenden Personen beschreiben und deren politische Prioritäten skizzieren.
Im Verlauf des Spieles lernen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Arbeitsweise des Deutschen Bundestages kennen und erhalten durch selbstständiges Handeln lebendige Einblicke in dessen Abläufe und Funktionen. Zunächst werden die einzelnen Gremien – Fraktionen, Landesgruppen, Ausschüsse, etc. – konstituiert und die jeweiligen Vorsitzenden gewählt. Anschließend diskutieren die neuen Abgeordneten die vier Gesetzentwürfe in den Fraktionen und arbeiten an einer gemeinsamen Linie, die sie dann gegenüber den anderen Fraktionen in den Ausschussberatungen vertreten. Am Ende werden in der heutigen Sitzung die Beschlussempfehlungen der federführenden Ausschüsse im Plenum debattiert und die Gesetzentwürfe zur Abstimmung gebracht.

Akteure des Planspiels
Das Planspiel lehnt sich so weit wie möglich an die tatsächlichen politischen Gegebenheiten an. Um den Spielcharakter zu verdeutlichen, werden jedoch nicht die realen Bezeichnungen der Fraktionen gewählt. 
Im Plenum von Jugend und Parlament sitzen: 
· 155 Abgeordnete der Fraktion der Christlichen Volkspartei (CVP)
·  97 Abgeordnete der Fraktion der Arbeitnehmerpartei Deutschlands (APD)
·  32 Abgeordnete der Fraktion der Partei der sozialen Gerechtigkeit (PSG)
·  31 Abgeordnete der Fraktion der Ökologisch-Sozialen Partei (ÖSP)


Ablauf
9.00 Uhr bis 9.45 Uhr 
Zweite und dritte Beratung eines Gesetzentwurfs der Bundesregierung zur Änderung des Grundgesetzes – Festlegung von Deutsch als Landessprache, mit dem Deutsch als Landessprache im Grundgesetz festgeschrieben werden soll. Ziel dieser Initiative ist es, die Stellung der deutschen Sprache über die bestehenden einzelgesetzlichen Regeln hinaus zu stärken und dadurch zugleich ein deutliches Zeichen für die Bedeutung des Spracherwerbs als Voraussetzung für die Integration von Personen mit Migrationshintergrund zu setzen. Die Abgeordneten diskutieren in diesem Zusammenhang, ob verfassungsrechtliche Regelungen diesen Zweck erfüllen können.
9.45 Uhr bis 10.30 Uhr 
Zweite und dritte Beratung eines Gesetzentwurfs der Fraktion der ÖSP zur Änderung des Grundgesetzes –Einfügung von Artikel 75 (Einführung bundesweiter Volksabstimmungen). Ziel des Vorschlags ist es, den Bürgerinnen und Bürgern ein Instrument zu geben, mit dem sie selbst direkten Einfluss auf das politische Geschehen nehmen können. Die Abgeordneten erörtern in diesem Zusammenhang die Bedingungen, Möglichkeiten und Grenzen der repräsentativen Demokratie in Deutschland sowie ihre eigene Rolle und Verantwortung. Zudem diskutieren sie, ob bestimmte Bereiche dem Einfluss einer Volksabstimmung entzogen bleiben sollten, um die demokratische Verfassung, die Grundrechte und die Funktionsfähigkeit des Staates zu erhalten.
10.30 Uhr bis 11.15 Uhr 
[bookmark: _GoBack]Beratung der Beschlussempfehlung des Auswärtigen Ausschusses zum Antrag der Bundesregierung „Ausweitung der Beteiligung deutscher Streitkräfte an der EU-geführten Operation EUMISA“. Im (fiktiven) westafrikanischen Staat Sahelien ist es zu bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen gekommen. Nur mit Hilfe Frankreichs als ehemaliger Kolonialmacht konnte die Kontrolle der Zentralregierung über das gesamte Land wiederhergestellt werden. Die Europäische Union führt seit 2014 einen gemeinsamen Einsatz zur besseren Ausbildung der sahelischen Armee durch. Nun steht eine Aufstockung der deutschen Beteiligung zum militärischen Schutz der Mission in unsicheren Landesteilen um 500 Soldatinnen und Soldaten zur Debatte. Der Bundestag hat über die Erteilung des Mandats zu entscheiden. 
11.15 Uhr bis 12.00 Uhr 
Zweite und dritte Beratung eines Gesetzentwurfs der Bundesregierung zur Verbesserung des Tierschutzes in der Landwirtschaft, der den Schutz von Tieren in der Landwirtschaft erweitern soll: Das Kürzen von Schweineschwänzen soll in Zukunft verboten, Kastrationen sollen nur noch unter Betäubung gestattet und alle anderen Eingriffe nur nach behördlicher Genehmigung erlaubt sein. Im Zusammenhang mit den vorgeschlagenen Maßnahmen diskutieren die Abgeordneten über das Recht von Tieren auf Schutz vor Schmerz, über die Folgen eines solchen Gesetzes für die Agrarwirtschaft in Deutschland und in der EU sowie über die wirtschaftliche Logik der Massentierhaltung im Allgemeinen.
